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Juni 2026     

Merz und Co. fordern den Sozialabbau: Wir müssen uns wehren

In diesem Jahr war die DGB-Demo am ersten Mai deutlich größer als in den letzten Jahren. Das macht 
Hoffnung. So langsam wird ja immer deutlicher, was die verschiedenen „Expertenrunden“ an Sozialkahl-
schlag planen. Umso besser, dass sich Widerstand zu regen beginnt. Dazu mehr auf S. 2. 
(Foto: -ena)  

Redaktionsschluss für die Juli-Ausgabe:  

Freitag, 26.06.2026 

Wir freuen uns über alle Beiträge, die uns mög-
lichst als .doc, .odt oder .rtf-Datei erreichen soll-
ten, die sind am besten ins Layout einzubinden. 
Auch Fotos von Parteiaktivitäten werden gerne 
genommen! 
Die Mailadresse ist: 
stietz-leipnitz@t-online.de 

Die Postanschrift ist: B. Stietz-Leipnitz,  
Schmilinskystraße 6a, 20099 Hamburg.  

Inhalt: 
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Demonstration gegen Kürzungen und Sozialabbau  
6. Juni / 12:45 Uhr / Gänsemarkt  
https://www.instagram.com/p/DY1japCDb0T/  

Wir haben die Schnauze voll von einer Bundesre-
gierung, die das Leben von Millionen Menschen, 
viele in prekären Lebenslagen, weiter verschlech-
tert, während Reiche und Konzerne geschont 
werden. Wir erleben eine systematische Umver-
teilung von unten nach oben. Dieser Angriff auf 
den Sozialstaat wird begleitet von Hetze gegen 
Migrant*innen, Arme und vermeintlich "Faule”. 

Den Preis dieser Politik zahlen die, die jeden Tag 
arbeiten, den gesellschaftlichen Wohlstand schaf-

fen, Rentner*innen und alle, die auf Gelder im So-
zialen angewiesen sind. Diese Kürzungspolitik ist 
kein Sachzwang, sondern eine bewusste politi-
sche Entscheidung zugunsten von Konzernen 
und Vermögenden und gegen die Mehrheit der 
Bevölkerung. Während Milliarden für Aufrüstung 
von der Schuldenbremse ausgenommen werden, 
wird bei Gesundheit, Pflege, Familien und sozia-
ler Sicherheit gekürzt. Für Waffen ist Geld da, für 
unser Leben angeblich nicht. Es droht eine mas-
sive Verschlechterung unserer Lebensbedingun-
gen. 

Die Angriffe reichen von Sozialabbau bis zum 
Rückbau von Arbeitnehmer*innenrechten: Kür-
zungen beim Elterngeld und Unterhaltsvorschuss, 
bei Integrationskursen, im Gesundheitsbereich 
und der Rente, sowie bei zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Bildungs- und Betreuungseinrich-
tungen. Gleichzeitig wird der Acht-Stunden-Tag 
und die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall infrage 
gestellt. Die Liste der diskutierten Maßnahmen ist 
endlos. Ihnen gemeinsam ist eine Arroganz ge-
genüber allen Menschen, die mit hohen Lebens-
kosten, steigenden Mieten und Reallohnverlusten 
täglich zu kämpfen haben, die nicht wissen, wie 
sie die Rente in Würde verbringen können und 
deren Gesundheit durch steigende Kosten beein-
trächtigt wird.  

Wir nehmen den Besuch von Karin Prien (CDU), 
Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zum Anlass, um gemeinsam 
auf die Straße zu gehen und zu sagen: Nicht mit 
uns, wer Ärger bestellt bekommt Ärger! Wir stel-
len uns gemeinsam gegen Kürzungen und Sozial-
abbau. Für ein gutes Leben für Alle! 
(Aufruf des Landesverbands) 

 

Die LAG Se-
nior*innenpolitik 
war am ersten 
Mai mit ca. 12 
Genoss*innen 
am Rande der 
DGB-Demo gut 
sichtbar. Das 
wird auch so 
bleiben im 
Kampf gegen 
den Sozialraub. 
Foto: -ena 
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Wahlkampfunterstützung  
für die LINKE in Mecklenburg-Vorpommern! 

Christiane Schneider.  

Im September wird in Sachsen-Anhalt (6.9.) und 
in Mecklenburg-Vorpommern (20.9.) gewählt. Die 
Gefahr, dass die AfD in Sachsen-Anhalt die Re-
gierungsgewalt übernehmen kann, ist nicht ge-
ring. In den Umfragen liegt sie aktuell bei 42%- 
CDU (24%), SPD (6%) und Linke (13%) kommen 
zusammen auf 43%. Grüne, FDP und BSW 
schaffen demnach den Einzug nicht. SPD und 
CDU verlieren derzeit in den Umfragen. 14 Tage 
später wird dann in Mecklenburg-Vorpommern 
gewählt. Eine AfD-Mehrheit in Sachsen-Anhalt 
könnte das AfD-Ergebnis in MV, das derzeit bei 
36% gesehen wird, nochmal kräftig nach oben 
treiben. Es gibt in beiden Bundesländern jedoch 
eine gar nicht so kleine aktive Zivilgesellschaft, 
die sich gegen die von der AfD angekündigte nati-
onalistische, rassistische, völkische Politik und die 
Entrechtung und Verfolgung ihrer politischen 
Gegner zur Wehr setzt.  

Am 27. Mai haben sich einige Genoss:innen ge-
troffen, um unsere Wahlkampfunterstützung für 
die LINKE in Mecklenburg-Vorpommern vorzube-
reiten. Warum in M-V? In Sachsen-Anhalt wird die 
LINKE von Mitgliedern aus weiter südlich liegen-
den Bundesländern unterstützt werden. Für uns 
ist Mecklenburg-Vorpommern leichter erreichbar 
und Unterstützung nicht weniger wichtig. Wir sind 
bereits mit unseren Genoss:innen in Kontakt. In 
Absprache mit ihnen ist bisher folgendes geplant: 

Am 9.8. beginnt das Plakatieren. Auf dem Land 
ist das so ziemlich die einzige Möglichkeit, Men-
schen zu erreichen. Wir wollen gleich an diesem 
frühestmöglichen Tag massiv plakatieren, und 
zwar in Gadebusch und in Boizenburg.  

Zwischen dem 24.8. und 20.9. wollen wir uns an 
Haustürgesprächen beteiligen, und zwar in 
Schwerin und vor allem in Rostock. Hier könnte 
die an der Regierung beteiligte Linke womöglich 
ein Direktmandat erringen, deshalb freuen sich 
die Genoss:innen vor Ort besonders über kräftige 
Unterstützung. Hauptwahlkampfthemen werden 
sein: Bildung, Antifaschismus, Lebenskosten.   

•  Um auf dem Laufenden zu bleiben, tretet un-
serer Signal-Gruppe bei, hier werden wir auch 
über weitere Termine zur Vorbereitung infor-
mieren: 
https://sig-
nal.group/#CjQKIPc8N5UOR5ZYnioDnPGlM-
TO_Gxj6r_QVhsU3nn9On0LEhBieeaWTfeK2
d1veX4YCAoU 

•  Wenn ihr euch über zivilgesellschaftliche Akti-
vitäten und antifaschistische Bündnisse in 
Mecklenburg-Vorpommern informieren möch-
tet, hier einige Links: 
„Zusammen bewegen“: https://zusammenbe-
wegen.org 
Katapult-Magazin: https://katapult-mv.de 
Karawane für Bewegungsfreiheit und Solidari-
tät: http://tour.bleiberecht-mv.org 
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Einladung zur Bildungsveranstaltung:  
Klimawandel, war da was? 

mit Mark Roach 

Montag, 8. Juni um 18 Uhr 
Kaffeewelt / Böckmannstr. 3 (2. OG*) / 

Um die Welt verändern zu können, müssen wir 
sie verstehen. Dafür bieten wir von Mai bis Juli 
monatlich einen Workshop mit einem*r Expert*in 
an, in dem wir gemeinsam lernen und diskutieren 
können. 
Die Workshops sind offen für alle, niedrigschwel-
lig und natürlich kostenlos! 

Bei der Veranstaltung im Juni fragen wir uns: 
Klimawandel, war da was? 
Die Klimakatastrophe ist noch da, auch wenn wir 
sie vielleicht vergessen haben. Wir sprechen mit 
dem Klimaaktivisten Mark Roach über Klimaneut-
ralität und darüber, was jetzt getan werden muss. 

Kostenlos und offen für alle! Wir freuen uns auf 
euch. 
Euer Bezirksvorstand Hamburg-Mitte 

*Leider nicht barrierefrei :/ Für die Zukunft suchen 
wir einen anderen Raum 

"Was ich mir wünsche ...“ Gedenken an Semra Ertan, 2026 

Mit diesen Worten aus einem der Gedichte 
Semra Ertans lud die Initiative des gleichen Na-
mens, das St. Pauli-Archiv und die GWA St. 
Pauli-Süd am 30. Mai zu einer Gedenkveranstal-
tung ein. 

Semra Ertan musste als 15-jährige 1971 aus der 
Türkei ihren Eltern, die als Migranten in Kiel leb-
ten und arbeiteten, folgen. Nach dem Schulab-
schluss verdiente sie sich als Arbeiterin und 
Technische Zeichnerin in verschiedensten Betrie-
ben ihren Lebensunterhalt. Daneben schrieb sie 
über 350 Gedichte über Migration, Diskriminie-
rung und Ungerechtigkeit.  

Am Abend des 25.05.1982 rief sie beim ZDF und 
NDR an und verlas ihr Gedicht "Mein Name ist 
Ausländer". Sie verlangte, dass "Ausländer" die 
gleichen Rechte haben müssten wie "Deutsche" 
(bitte - das ist die Ausdrucksweise vor 44 Jahren 
gewesen) - erklärte ihr Motiv und kündigte ihren 
Selbstmord durch Verbrennen an. 

Am Morgen ihres 
25-jährigen Geburts-
tags setzte sie sich 
selber in Brand - und 
verstarb zwei Tage 
später an ihren Ver-
letzungen.  

Seit über fünf Jahren 
bemüht sich die Initi-
ative, einen ange-
messenen Ort des 
Trauerns und Ge-
denkens zu finden. 
Der kleine unbe-
nannte Platz unweit 

des Ortes der Tat bietet diese Möglichkeit. Umlie-
gende Mieter und Gastronomen erklärten sich mit 
derer Anliegen einverstanden. 

Nach -zig Sitzungen in Ausschüssen der Bezirks-
versammlung Hamburg-Mitte ergab sich am 
13.02.2025 eine positive Wendung. Abschließend 
sollten das Staatsarchiv und die Senatskommis-
sion zu Stellungnahmen gebeten werden. Seit-
dem stockt der Kontakt zwischen Bezirksverwal-
tung und Initiative. Kurz vor dieser Veranstaltung 
wurde noch einmal nachgefragt - und auf eine 
mögliche, endgültige Entscheidung im Herbst ver-
wiesen. 

Im Bild die Lehrerin Özdemir Avci mit zwei Schü-
lern der Stadtteilschule am Hafen.  

Verena Brachvogel 
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Ein Gedenkort für die Bücherverbrennung 1933 in Hamburg-Mitte 

Die Linksfraktion in der BV Mitte hat am 18.5. be-
antragt, einen Gedenkort an die Bücherverbren-
nung am Lübeckertorfeld (St. Georg) vom 30. Mai 
1933 einzurichten. Immerhin wurde der Antrag 
nicht rundweg abgelehnt, sondern in den Aus-
schuss für Kultur und Gleichstellung überwiesen. 
Mit etwas Glück wird dort noch im Juni eine (posi-
tive?) Entscheidung fallen.  
Aus dem Antragstext: „… Die übrigen Orte jedoch 
bleiben weitgehend unbeachtet, obwohl sie für 
die Topografie der NS-Herrschaft in Hamburg von 
erheblicher Bedeutung sind. 

Besonders gilt dies für die Bücherverbrennung 
vom 30. Mai 1933 am Lübeckertorfeld. An diesem 
Tag zogen Tausende, darunter Mitglieder der Hit-
ler-Jugend, des Bundes Deutscher Mädel und 
des Deutschnationalen Handlungsgehilfenver-
bands, durch die Stadt und verbrannten Bücher 
„wider den undeutschen Geist“. Die Aktion war 
bewusst als Massenereignis organisiert und 
stellte eine der größten öffentlichen 
NS-Inszenierungen in Hamburg-Mitte dar.“ 
(Drucksachen–Nr.: 23-1697) 

Infostand der BO Wilhelmsburg Veddel 
 
 
Wie schon in den vergangenen Wochen hat-
ten wir auch am Samstag, den 23. Mai wieder 
einen Infostand in Kirchdorf-Süd. 
 
Die Themen ergaben sich ja praktisch von al-
leine. Nochmal Werbung für ein Nein zu 
Olympia und die Mietenkampagne, mit dem 
Hinweis, dass wir in absehbarer Zeit ein 
Frühstück für interessierte Mieter*innen in 
Kirchdorf-Süd vorhaben. 
 
Ronald Wilken 
 
 
 

+++SAVE THE DATE+++SAVE THE DATE+++ 

Sommerfest in Kirchdorf Süd am 4. Juli 
��Liebe Genoss*innen! Liebe Freund*innen! 

�Am Samstag den 4. Juli von 14-19 Uhr fin-
det unser Sommerfest in Kirchdorf-Süd statt! 
(Marktplatz, direkt bei der Haltestelle Kirchdorf-
Süd) 

��Eingeladen wird vom Bezirksverband Mitte, 
der Bezirksfraktion Mitte und der Bürgerschafts-
fraktion.  

Es wird Musik, Spiel, Grafitti-Workshop, Kinder-
tattoos, Hüpfburg, politisches Programm, leckeres 
Essen, Trinken und vieles mehr geben! 

���	
��
�Notiert euch den Termin schonmal im Kalen-
der, packt eure Kids, eure Lieblingsgenoss*innen, 
Nachbar*innen oder Oma und Opa ein und 
kommt vorbei! 

�������������Wie immer werden auch viele helfende 
Hände für Standbetreuung, Aufbau usw. ge-
sucht. Je mehr Leute helfen, desto weniger 
Arbeit am Ende für jede*n einzelne*n Genossi. 
Jede*r kann sich einbringen! Nach dem Soli-
darprinzip „Viele Hände, schnelles Ende!“  

����Helfer*innen bitte hier eintragen! 
https://nuudel.digitalcou-
rage.de/dYekPzFV5d3LCHaU 
Um euch auch kontaktieren zu können, sendet, 
bitte eine formlose Mail mit eurem Namen an 
kay.jaeger@linksfraktion-hamburg.de mit dem 
Betreff „Sommerfest“. 

Wir freuen uns gemeinsam mit euch und den 
Nachbar*innen in Kirchdorf-Süd zu feiern! 
Kay Jäger, MdBü 
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Hamburg sagt ‚Nein‘ zu Olympia:  
Blamage des Senats muss Konsequenzen haben  

31. Mai 2026 
Dokumentierte PM von Heike Sudmann & Martin Wolter  
 
Die Hamburger*innen wollen keine Olympischen 
und Paralympischen Spiele in Hamburg – das ha-
ben sie heute beim Referendum klargestellt. 
Rund 55 Prozent (Stand 19.35 Uhr) stimmten mit 
„Nein“ - und erteilten damit dem Wunsch des Se-
nats und seiner Unterstützer*innen aus CDU, 
Handelskammer und Eventbranche eine klare Ab-
sage, sich für die Austragung zu bewerben. 

Dazu Heike Sudmann, Co-Fraktionsvorsitzende 
der Linken in der Hamburgischen Bürgerschaft: 
„Das ist ein starkes Ergebnis und eine gute Ent-
scheidung für die ganze Stadt! Die Hamburger*in-
nen haben sich vom Senat und seiner kolossalen 
Olympia-Materialschlacht nicht blenden lassen. 
SPD, Grüne, CDU und Wirtschaft haben zig Milli-
onen verpulvert und haben Kritiker*innen des 

Olympia- Konzepts als ‚schlecht gelaunt‘ und 
kleingeistig diffamiert. Diese ebenso arrogante 
wie unlautere Kampagne hat unsere Stadt ge-
spalten, auch mit moralischer Erpressung und 
Drohungen: Verkehrsprojekte, Wohnungsbau, 
Barrierearmut – alles ging plötzlich nur noch 

durch Olympia. Was für ein Armutszeugnis für ei-
nen Senat, der selbst die Erfüllung gesetzlicher 
Vorgaben zur Inklusion von Olympia abhängig 
machen wollte! Der Erste Bürgermeister sowie 
alle Senatsmitglieder müssen Konsequenzen zie-
hen und sich und ihre Politik hinterfragen. Die 
Probleme der Stadt müssen jetzt und nicht erst in 
14 oder 18 Jahren gelöst werden. Daran werden 
die Hamburger*innen den Senat messen. Wir 
Linke wissen, dass keins der Probleme Ham-
burgs durch Olympia gelöst worden wäre. Die 
Hamburger*innen wissen das auch. Und SPD, 
CDU und Grüne stehen jetzt bis auf die Knochen 
blamiert da.“ 

Dazu Martin Wolter, sportpolitischer Sprecher 
der Fraktion Die Linke in der Hamburgischen Bür-
gerschaft: „Heute Abend steht die Linke als ein-
zige demokratische Partei an der Seite der Mehr-
heit der Hamburger*innen. Jetzt erst recht: Wir 
wollen, dass Hamburg ganz groß rauskommt - 
beim Sozialen, bei den Schulen, vor allem auch 
bei der Inklusion – die ist doch keine Nebenwir-
kung Olympischer Spiele, die ist ein Menschen-
recht! Finanzsenator Dressel wollte ja bis 2040 
aus seinem Haushalt Jahr für Jahr 100 Millionen 
Euro für Olympia zur Verfügung stellen. Lasst uns 
diese 1,4 Milliarden Euro sinnvoll verwenden – 
durch massive Investitionen in den Breitensport, 
in Turnhallen und Schwimmbäder und in die Bar-
rierefreiheit. Die Linke wird konstruktive Vor-
schläge für die Verwendung dieser Gelder in die 
Bürgerschaft einbringen. Und sollte der Bürger-
meister wieder das Bedürfnis verspüren, Appelle 
per Post zu versenden, hätten wir da auch paar 
Adressen für ihn: die jener Vermieter*innen zum 
Beispiel, deren Mietwucher der Senat bisher ta-
tenlos hinnimmt. Und noch eine dringende Bitte 
an SPD, Grüne und CDU: Die Hamburger*innen 
haben 2015 ‚Nein‘ gesagt zu Olympia und 2026 
erneut ‚Nein‘ gesagt – kommt damit nicht noch-
mal um die Ecke, denn es ist auch mal gut!“ 

Ich nehme manchmal solche Pressemitteilungen 
auf, weil sie ja im Regelfall nicht den Weg in die 
Medien finden. BSL 
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02.06.2026

Pressemitteilung 

Nach Olympia-Klatsche:  
Sportsenator Andy Grote muss zurücktreten! 

Der Bezirksvorstand der Linken Hamburg-Mitte 
fordert Sportsenator Andy Grote zum Rücktritt 
auf. Mit klarer Mehrheit haben die Hamburger*in-
nen dem Senat am Sonntag eine gehörige Klat-
sche verpasst und sich gegen Hamburgs Olym-
pia-Bewerbung ausgesprochen. Statt sich um 
Klimaschutz und Mietennotstand zu kümmern, 
hat der Senat sich und die ganze Stadt monate-
lang mit Olympia beschäftigt und dabei Millionen 
Euro verschwendet. 

In ganz Hamburg haben 54,9 % gegen Olympia 
gestimmt, in Hamburg-Mitte waren es sogar  
61,1 %! Und das trotz der überbordenden Werbe-
kampagne der Befürworter*innen für mehr als 3 
Mio. €. Ein so deutliches Nein zur Sportpolitik des 
Senats muss Folgen haben. 

Luzian Massarrat, Mitglied des Bezirksvorstands 
Die Linke Hamburg-Mitte: „Andy Grote hat den 
Hamburger*innen ein ganz schlechtes und sehr 
unehrliches Angebot gemacht: Eine Olympia-Be-
werbung ohne sozialen Ausgleich und ohne 
ernsthaften Klimaschutz. Das Konzept basierte 

auf einer Milchmädchenrechnung mit Milliarden-
Lücken. Die Hamburger*innen haben sich davon 
nicht täuschen lassen und Olympia eine Abfuhr 
erteilt. Der Sportsenator hat die größtmögliche 
Schelte für seine Arbeit bekommen und sollte die 
entsprechenden Konsequenzen ziehen.“ 

Yannick Yildiz, Mitglied des Bezirksvorstands 
Die Linke Hamburg-Mitte: „Jede Ja-Stimme hat 
die Befürworter*innen 11,61 € Werbebudget ge-
kostet, der größte Teil davon Steuergeld. Was für 
eine Verschwendung! Grote hat mit seiner Kam-
pagne sein Sachlichkeitsgebot verletzt, die Rege-
lungen zur Neutralität der Verwaltung gebrochen, 
mit falschen Versprechen und ‘alternativen Fak-
ten‘ geworben und damit demokratische Grunds-
ätze in schockierender Weise mit Füßen getreten. 
Dass staatliche Stellen mit unserem Geld eine 
solche Wahlkampagne fahren, empört mich und 
muss Konsequenzen haben. Zum Glück haben 
die Hamburger*innen sich davon nicht beirren 
lassen!“ 

 

Diätenbegrenzung gerechtfertigt?  
Kein anderes Thema beschäftigt seit vielen Wo-
chen nicht nur unsere Parteimitglieder, sondern 
auch die Medien. Zwar mag es sein, dass zum 
Beispiel der SPIEGEL große Freude an innerpar-
teilichen Streitereien hat, aber diesen Streit inner-
halb unserer Bundestagsfraktion gibt es ja tat-
sächlich. Und dieser Streit ist so intensiv, dass er 
zu regelrechten Zerwürfnissen in unserer BT-
Fraktion führt. Und insbesondere verdeckt dieser 
Streit auch leider Gottes unsere guten und wichti-
gen sachpolitischen Positionen bzw. Forderun-
gen, da in den Medien fast nur noch über unsere 
innerparteiliche Debatte bezüglich des Antrags 
zur Diätenbegrenzung auf dem kommenden Bun-
desparteitag Mitte Juni berichtet wird. Demnach 
finde ich diese Debatte nicht sonderlich konstruk-
tiv. Trotzdem möchte ich im Folgenden die Pro- 
und Contra-Argumente besprechen.  

Exkurs  

Bevor ich allerdings in die Abwägung gehe, 
möchte ich kurz noch einmal die letzten circa 1 
1/2 Jahre in unserer Partei skizzieren:  

 

Nachdem die Ampelkoalition im November 2024 
scheiterte und Neuwahlen ausgerufen wurden, 
haben Friedrich Merz und die CDU/CSU-BT-
Fraktion Ende Januar 2025 im noch alten Bun-
destag einen Antrag zur Migrationsbegrenzung 
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zur Abstimmung gestellt und die Stimmen der AfD 
billigend in Kauf genommen. Dies hat unsere BT-
Fraktionssprecherin Heidi Reichinnek mit einer 
"Auf die Barrikaden!"- Rede im Bundestag leiden-
schaftlich kommentiert. Nicht nur wegen Heidis 
Rede, aber auch deswegen, gingen mehrere 
Hunderttausende von Bürger:innen in zahlreichen 
Städten zu Demonstrationen gegen diesen 
Tabubruch und Rechtsruck auf die Straße. Infol-
gedessen sind mehrere Zehntausende, überwie-
gend junge Bürger:innen, in unsere Partei einge-
treten und auch in der Wählerschaft wurden wir 
von vielen als sozusagen letztes aufrichtiges Boll-
werk gegen den Faschismus angesehen und un-
sere schlechten Umfragewerte schnellten explosi-
onsartig weit über die 5 Prozent-Hürde. Unser 
sehr gutes Ergebnis bei der BT-Wahl Ende Feb-
ruar 2025 haben wir auch und gerade deswegen 
erzielt.  

In der ersten Zeit nach unserem erfreulichen BT-
Wahlergebnis und dem großen Zustrom von 
Neumitgliedern haben wir unter anderem unsere 
Mieten-Kampagne vorbereitet und durchgeführt. 
An fast 600.000 Haustüren haben wir geklingelt 
und unter anderem feststellen können, dass 
große Vermietungskonzerne wie z.B. Vonovia 
systematisch ihre Mieter:innen schlecht behan-
deln. Damit dieser Schmu aufhört, möchte unsere 
Parteispitze nun eine Vergesellschaftung im 
Sinne von Artikel 15 Grundgesetz vorantreiben. 
Bezüglich dieses Punktes besteht in unserer Par-
tei eine einhellige Mehrheit bzw. Zustimmung und 
auch zahlreiche Medien schreiben ziemlich wohl-
wollend darüber.  

In trauter Eintracht nach der BT Wahl 25, Foto: dpa 

Aber wie so oft, wenn man Erfolge feiert, wird 
man im Erfolg sozusagen nachlässig. Es fing an 
mit der Aufstellung unseres Spitzentrios zur Wahl 
in Baden-Württemberg: Alle drei Genossinnen 
sind unter 30 Jahre alt und haben nie außerhalb 
unserer Partei Geld verdient. Im Ländle, aus dem 

der Spruch "Schaffe, schaffe, Häusle baue" 
stammt, wird sowas nicht wirklich goutiert. Unver-
ständlich ist es auch gewesen, warum wir alters-
mäßig nicht divers aufgestellt haben, denn in un-
serem erfolgreichen Bundestagswahlkampf 
haben wir mit den drei sogenannten Silberlocken 
Gregor Gysi, Bodo Ramelow und Dietmar Bartsch 
auch ältere Wählergruppen, die die weitaus grö-
ßere Wählergruppe stellen als die Gruppe der 18 
bis 35 Jährigen, erreicht. Jedenfalls sind wir bei 
der Wahl im drittgrößten Bundesland recht deut-
lich unter 5 Prozent geblieben.  

So weit, so schlecht.  

Aber es kam danach noch schlechter, denn viele 
unserer jungen Neumitglieder sind sozusagen 
postkolonialistisch geprägt und haben den Nah-
ostkonflikt teilweise einseitig zugunsten der Pa-
lästinenser diskutiert und dies gipfelte dann in 
dem antizionistischen Antrag auf dem Landespar-
teitag Niedersachsen Mitte März dieses Jahres. 
Nicht nur die allermeisten Medien haben diesen 
Antrag mit Erschrecken kommentiert, sondern 
auch das Führungsduo in unserer Bundespartei-
spitze, Jan von Aken und Ines Schwerdtner, und 
für unsere BT-Fraktion: Heidi Reichinnek und Sö-
ren Pellmann, haben diesen antizionistischen An-
trag in dieser Form als falsch und unangebracht 
kommentiert. Jedenfalls hat uns dieser Antrag in 
den Medien das Image einer in Teilen antisemiti-
schen Partei eingebracht.  

Mir ist bewusst, dass nicht nur viele unserer jun-
gen (Neu-)Mitglieder beim Anblick der zerstörten 
Häuser im Gazastreifen und der vielen toten Zivi-

listen, die uns tagtäglich in der 
Tagesschau gezeigt wurden, 
große Empathie mit dem Schick-
sal der Palästinenser empfunden 
haben und das ist auch gut so. 
Gleichwohl wäre eine ausgewo-
gene Beurteilung des Nahostkon-
flikts angemessener gewesen, 
denn zum einen ist die Hamas 
keine Befreiungsarmee, sondern 
eine äußerst brutale Verbrecher-
organisation, die in widerlichster 
Art und Weise über 1.200 Israelis 
am 7.10.2023 ermordet hat und 
zum anderen darf und soll man 
natürlich die rechtsgerichtete 

Netanyahu-Regierung scharf kritisieren, weil sie 
in unverhältnismäßiger Weise im Gazastreifen 
vorgegangen ist und mit ihrer Siedlungspolitik im 
Westjordanland Öl ins Feuer des so wichtigen 
Friedensprozess zwischen Palästinensern und Is-
raelis gießt.  
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Aber auch und gerade aufgrund unserer deut-
schen Geschichte, die mit über 6 Millionen ermor-
deten Jüdinnen und Juden KEIN "Vogelschiss der 
deutschen Geschichte"(Zitat Alexander Gauland 
von der AfD), sondern das größte Menschheits-
verbrechen aller Zeiten gewesen ist, haben wir 
eine besondere Verantwortung für den demokrati-
schen Staat Israel, die sich auch in 
Sensibilität und Solidarität den Israelis 
gegenüber äußern sollte. Ich hoffe je-
denfalls inständig, dass sich auf dem 
kommenden Bundesparteitag Mitte 
Juni die unterschiedlichen Positionen 
in unserer Partei zum Nahostkonflikt 
so zusammenführen lassen, sodass 
sowohl die berechtigten Belange der 
Palästinenser, aber auch die der Israe-
lis und der Jüdinnen und Juden in 
Deutschland, die vermehrt Angriffen in 
Form von Beleidigungen, Drohungen 
und Körperverletzungen ausgesetzt 
sind, angemessen berücksichtigt wer-
den.  

And last but not least dominiert nun 
schon seit vielen Wochen in unserer 
Bundestagsfraktion ein großer Streit um die Be-
grenzung der Diäten, der genüsslich von vielen 
Medien kommentiert wird und somit werden leider 
unsere sehr guten sachpolitischen Positionen 
bzw. Forderungen in den Hintergrund gedrängt. 
Aber worum geht es in diesem Streit eigentlich? 
Was sind die Pro - und Contra-Argumente?  

Pro-Argumente  

Abgeordnete sollen Gehälter beziehen, die dem 
Durchschnittseinkommen entsprechen. Dies soll 
verhindern, dass Politiker:innen den Bezug zu 
den finanziellen Sorgen der Normalverdiener ver-
lieren. Unsere Antragsteller:innen argumentieren, 
dass Mandatsträger:innen das Leben der Mehr-
heit teilen sollten. Hohe und stetig steigende Diä-
ten schaden nach Ansicht der Antragsteller:innen 
dem Vertrauen in die Demokratie. Eine Selbstbe-
grenzung soll die Integrität der Politiker:innn stär-
ken und den Vorwurf der Selbstbedienung ent-
kräften.  

Contra-Argumente  

Die Regelung wird bei ihrer Einführung eine sozu-
sagen Selektion von Bewerber:innen erreichen. 
Unsere Partei braucht nicht nur Rentner:innen, 
Geringverdienende, Erwerbslose, Menschen mit 
gut verdienendem/r Partner/in und Menschen 

ohne Unterhaltsverpflichtungen, sondern auch In-
genieur:innen, Facharbeiter:innen und Gewerk-
schaftssekretär:innen (diese drei genannten Be-
rufsgruppen verdienen netto mehr als die 
geforderte Diätenbegrenzung), aber auch Men-
schen mit Unterhaltsverpflichtungen usw. in den 
Parlamenten.  

Unsere Fraktionsvorsitzenden sind teilweise gegen 

eine Begrenzung (Foto dpa) 

Wenn wir, Die Linke, mittel- oder langfristig eine 
linke Volkspartei werden wollen, dann müssen 
unsere Abgeordneten unterschiedliche Lebensla-
gen in der Bevölkerung abdecken. Zudem senden 
wir politisch auch falsche Signale aus, denn un-
sere Partei wird so nicht mit einer Politik des Auf-
begehrens gegen die viel zu niedrigen Löhne in 
Deutschland wahrgenommen, sondern lebt vor, 
dass man auch mit wenig Geld auskommen kann 
und soll.  

Und schließlich, wie schon mehrmals erwähnt, 
stiftet dieser Antrag nur Unfrieden in unserer BT-
Fraktion und dieses Zerwürfnis wird genüsslich 
von den Medien aufgegriffen und verdrängt leider 
unsere sehr guten sachpolitischen Positionen.  

Nach Abwägung der Pro- und Contra-Argumente 
bin ich zu dem Ergebnis gekommen, dass die 
Contra-Argumente schwerer als die Pro-Argu-
mente wiegen und dass demnach dieser Antrag 
auf unseren kommenden Bundesparteitag Mitte 
Juni abgelehnt werden soll.  

Sven-Friedrich Wiese  
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Preis „Verantwortung – damals und heute“ 2026:  
Auszeichnung für Holger Artus und Omas gegen Rechts Süd 

 

Die Bezirksversammlung Hamburg-Mitte verlieh 
am Dienstag, 28. April 2026 zum fünften Mal den 
Preis „Verantwortung – damals und heute“ in Ge-
denken an Esther Bejarano. Mit der Auszeich-
nung werden herausragende zivilgesellschaftliche 
Initiativen und Einzelpersonen gewürdigt, die sich 
in besonderer Weise für Erinnerungskultur, De-
mokratieförderung sowie gegen Antisemitismus, 
Rassismus und Diskriminierung engagieren. 

Der mit 2.000 Euro dotierte Hauptpreis wurde in 
diesem Jahr an Holger Artus vergeben. Der För-
derpreis in Höhe von 500 Euro geht an die Initia-
tive Omas gegen Rechts Süd.  

Mit der Auszeichnung von Holger Artus würdigt 
die Bezirksversammlung sein langjähriges und 
unabhängiges Engagement in der lokalen Erinne-
rungsarbeit. Seine Arbeit setzt bewusst im unmit-
telbaren Lebensumfeld an – in Straßen und 
Stadtteilen, dort, wo Menschen während des Nati-
onalsozialismus verfolgt, deportiert und ermordet 
wurden. Mit Nachbarschaftsbriefen, biografischen 
Recherchen, Stolperstein-Initiativen und Ge-
denkaktionen bringt er Geschichte zurück in den 
Alltag. Sein Ansatz ist niedrigschwellig, lokal ver-
ankert und macht deutlich, dass die Verbrechen 
des Nationalsozialismus nicht abstrakt sind, son-
dern mitten in unserer Gesellschaft stattgefunden 
haben. Ein besonderer Fokus seiner Arbeit liegt 
auf bislang wenig beachteten Opfergruppen, da-
runter die verfolgten und ermordeten Sinti und 
Roma sowie die italienischen Militärinternierten, 
die in Hamburg als Zwangsarbeiter ausgebeutet 
wurden. Holger Artus wird dafür ausgezeichnet, 

dass er ihre Geschichten sichtbar macht – diffe-
renziert, respektvoll und im Austausch mit den 
betroffenen Gemeinschaften. 

Mit dem Förderpreis werden die Omas gegen 
Rechts Süd geehrt. Die Initiative engagiert sich 
in der Gedenkarbeit und verbindet diese mit ei-
nem klaren Einsatz gegen Antisemitismus, Ras-
sismus und jede Form von Menschenfeindlichkeit. 

Mit Veranstaltungen, Mahnwachen und Bildungs-
angeboten – insbesondere für junge Menschen – 
schaffen sie Räume für Auseinandersetzung und 
Haltung. Sie bringen historische Themen in Schu-
len, Stadtteile und an Orte der Verfolgung und 
stellen dabei stets die Frage nach der Bedeutung 
für die Gegenwart. 

Der Förderpreis wird die Umsetzung einer ge-
planten Veranstaltung zur nationalsozialistischen 
„Euthanasie“ im ehemaligen Kinderkrankenhaus 
Rothenburgsort unterstützen. In Vorträgen und ei-
ner anschließenden Diskussion wird auch der Bo-
gen zur Gegenwart geschlagen, insbesondere mit 
Blick auf aktuelle rechte Positionen zum Thema 
Behinderung. (Auszug aus der PM des Bezirk-
samts) 

Die Preisverleihung fand im Rahmen der „Woche 
des Gedenkens“ in Hamburg Mitte statt, die seit 
2021 aufgrund eines Antrags der Linksfraktion 
vom 20.April bis 8.Mai stattfindet.  
Und der eine oder die andere wird Holger als 
ehemaligen St. Georger noch kennen. Oder we-
nigstens seine Frau Kersten. BSL 
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Termine in (und für) Mitte 
Samstag, 06.06., 12:45 Uhr 

Demo gegen Sozialabbau 
Gänsemarkt (s.S. 2) 
Montag, 08.06., 16:30 Uhr 

Treffen der BezAG SeniorInnenpolitik 
Stadtteilbüro, Hansaplatz 9 
Dienstag, 09.06.2026, 19:00 Uhr 

Treffen der LAG Klimagerechtigkeit 
Landesgeschäftsstelle, Burchardstrasse 21 
Mittwoch, 10.06., 19 - 21 Uhr  

Diskussionsabend BO Wilhelmsburg/Veddel:  
Was ist Sozialismus heute?  
RIA, Vogelhüttendeich 30 

Donnerstag, 11.06., 18:30 Uhr 
Treffen der BO Billstedt 
Kulturpalast, Öjendorfer Weg 30 a 
Donnerstag, 11.06. 19:30 Uhr  

Treffen der BO St. Pauli/Neustadt/Hafencity 
Hamburger Hochstraße 1a, Abgeordnetenbüro; 
auf Einladung von Marie Kleinert, MdHBü  

Montag, 15.06., 19:00 Uhr 

Treffen der BO HaHoBo 
Horner Freiheit, Am Gojenboom 46 
Samstag, 20.06., 14 - 16 Uhr  

BO W/V Müllsammelaktion -  
Treffpunkt: Stübenplatz 

Mittwoch, 24.06., 10:30 Uhr: 

Treffen der LAG Senior*innenpolitik 
Rente in Dänemark mit dänischen Gästen 
Sitzungsraum, Burchardstr. 21 

Donnerstag, 25.06., 17:30 Uhr 

Öffentliche Sitzung der Bezirksversammlung 
Sitzungssaal, Caffamacherreihe 1-3, 11.OG 
Juli 2026 

Mittwoch, 01.07., 18:00 Uhr 

Treffen der Stadtteilgruppe St. Georg 
Stadteilbüro, Hansaplatz 9 

Donnerstag, 02.07., 19:30 Uhr  

Treffen der BO St. Pauli/Neustadt/Hafencity 
Hamburger Hochstraße 1 a, Abgeordnetenbüro; 
auf Einladung von Marie Kleinert, MdHBü 

Dienstag, 07.07. 19:00 Uhr  

Treffen der Stadtteilgruppe W‘burg/Veddel 
Bürgerhaus Wilhelmsburg 
Donnerstag, 09.07.,18:30 Uhr  

Treffen der BO Billstedt 
Kulturpalast, Öjendorfer Weg 30 a 
Montag,20.07., 19:00 Uhr 

Treffen der BO HaHoBo 
Horner Freiheit, Am Gojenboom 46 

 

Viele weitere Termine findet Ihr auf der Webseite 
der Partei:  
https://www.die-linke-hamburg.de/aktuelles/termine/ 

Und der der Bürgerschaftsfraktion: 
https://www.linksfraktion-hamburg.de/termine 

Kontakt: Ansprechpartner/innen Bezirksverband Hamburg-Mitte  
Bezirksvorstand:     Telefon    Mail 
Rhia Baguley  rhia.baguley@die-linke-hamburg.de 

Lea Behn  lea.behn@die-linke-hamburg.de 

Luzian Massarrat  luzian.massarrat@die-linke-hamburg.de 

Lina Möller  lina.moeller@die-linke-hamburg.de 

Rose Richter  rose.richter@die-linke-hamburg.de 

Jamila Schrum  jamila.schrum@die-linke-hamburg.de 

Wolfgang Strauß (Schatzmeister)  wolfgang-strauss@die-linke-hamburg-mitte.de 

Yannick Yildiz  yannick.yildiz@die-linke-hamburg.de 

Gesamtvorstand  bv-mitte-vorstand@lists.die-linke-hh.de 

Instagram: https://www.instagram.com/dielinkehh_mitte/   

Im Netz:      http://www.die-linke-hamburg-mitte.de   

Bernhard Stietz-Leipnitz (nur MitteNmang) 040 24 57 40 stietz-leipnitz@t-online.de 

Spendenkonto DIE LINKE MITTE Hamburger Sparkasse IBAN: DE41 2005 0550 1213 1295 03 BIC: HASPDEHHXXX 

 


